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NACHRICHTEN

Jutta Cordt zur neuen
BAMF-Präsidentin ernannt
Nürnberg. Das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge (BAMF)
hat eine neue Spitze. Bundesin-
nenminister Thomas de Maizière
(CDU) ernannte am Donnerstag
bei einem Festakt in Nürnberg Jut-
ta Cordt zur neuen Präsidentin der
Behörde. Die 53-jährige folgt auf
Frank-Jürgen Weise, der die Auf-
gabe parallel zu seiner Tätigkeit als
Vorsitzender der Bundesagentur
für Arbeit ausübte. Cordt ist be-
reits seit Oktober stellvertretende
BAMF-Chefin, offiziell wird sie ab
1. Februar die Behörde ab 1. Feb-
ruar leiten. Die designierte Präsi-
dentin kündigte am Donnerstag
an, bei begründeten Zweifeln an
der Identität von Flüchtlingen ab-
geschlossene Asylverfahren erneut
zu überprüfen. Sobald es Anhalts-
punkte auf sicherheitsrelevante
Aspekte gebe, »werden wir diese
Verfahren wieder aufnehmen«,
sagte Cordt. AFP/nd

Ditib entschuldigt sich
für Spitzel-Dienste
Düsseldorf. Deutschlands größter
Islamverband Ditib hat einge-
räumt, dass einige Imame Infor-
mationen über Anhänger des Pre-
digers Fethullah Gülen an die tür-
kische Regierung weitergegeben
haben. Die entsprechende schrift-
liche Anweisung des türkischen
Religionspräsidiums Diyanet sei
nicht an die Ditib gerichtet gewe-
sen, sagte Ditib-Generalsekretär
Bekir Alboga der »Rheinischen
Post«. Trotzdem seien dem einige
wenige Ditib-Imame fälschlicher-
weise gefolgt. »Wir bedauern die
Panne zutiefst und haben diesbe-
züglich auch mit Diyanet gespro-
chen«, sagte Alboga. Zuvor hatten
die regierungskritische türkische
Zeitung »Cumhuriyet« und »Die
Welt« berichtet, Ditib-Imame hät-
ten angebliche Anhänger des Pre-
digers Gülen in Deutschland be-
spitzelt. Das türkische Religions-
präsidium hatte demnach eine
entsprechende Aufforderung an
alle Auslandsvertretungen der
Türkei geschickt. Gülen gilt in der
Türkei als Staatsfeind. epd/nd

Staatsanwälte: Revision
nach Freispruch für Tim H.
Berlin. Fast sechs Jahre lang ist die
angebliche Tat her, die die Dresd-
ner Staatsanwaltschaft Tim H. vor-
wirft. Doch die sächsischen Be-
hörden lassen den mittlerweile 40-
jährigen Familienvater trotz eines
kürzlichen Freispruchs im dritten
Prozess immer noch nicht in Ru-
he. Sie legten Revision gegen das
Urteil von vergangener Woche ein,
wie das »nd« am Donnerstag er-
fuhr. Die Staatsanwaltschaft hatte
Tim H. vorgeworfen, bei Anti-Na-
zi-Protesten in Dresden am 19.
Februar 2011 eine Art Rädelsfüh-
rer bei gewalttätigen Übergriffen
auf Polizisten gewesen zu sein. Das
Gericht konnte jedoch nicht fest-
stellen, dass TimH. aufwiegelnd in
die Menge eingewirkt hat. nd
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Klage unzulässig, Spitzelei nicht
Berufsverbotsopfer Silvia Gingold wehrt sich trotz erneuter Niederlage vor Gericht weiter
Silvia Gingold ist Tochter antifa-
schistischer Widerstandskämpfer
und selbst Antifaschistin. Dafür er-
litt sie Ächtung und Benachteiligun-
gen; zudem wird sie bespitzelt. Vor
Gericht scheiterte sie nun erneut.

Von Hans-Gerd Öfinger, Wiesbaden

Auch nach über vier Jahrzehnten
kämpft die zeitweilig von einem Be-
rufsverbot betroffene ehemalige Kas-
seler Lehrerin Silvia Gingold mit lan-
gem Atem weiter gegen den Verfas-
sungsschutz für ihre volle Rehabili-
tierung. Dass sie dabei noch viele Un-
terstützer hat, zeigte am Donnerstag
eine lange Schlange von Prozessbe-
obachtern vor der Sicherheitsschleu-
se am Wiesbadener Justizzentrum.
Den meisten wurde der Zugang zum
recht kleinen Saal 1026 verwehrt, in
dem das Verwaltungsgericht Gin-
golds Antrag auf vollständige He-
rausgabe und Löschung ihrer Perso-
nalakte beim hessischen Landesamt
für Verfassungsschutz und die Been-
digung ihrer geheimdienstlichen Be-
obachtung behandelte. Nach einem
einstündigen Schlagabtausch wies
das Gericht die Klage aus formalen
Gründen als »unzulässig« ab und gab
den Fall zurück an das Kasseler Ver-
waltungsgericht, bei dem das Ver-
fahren begonnen hatte.
Die 70-jährige ehemalige Lehrerin

ist Tochter der antifaschistischen Wi-

derstandskämpfer Ettie und Peter
Gingold, die die NS-Diktatur knapp
überlebt hatten. Sie war in der BRD
der 1970er Jahre prominentes Opfer
des »Radikalenerlasses« geworden,
mit demMitglieder linkerGruppen als
vorgebliche »Verfassungsfeinde« vom
Staatsdienst ausgeschlossen wurden.
Zu ihrem »Sündenregister« gehörten
Demos gegen den Vietnamkrieg und
DDR-Reisen. 1975 wurde sie aus dem
hessischen Schuldienst entlassen.
Unter öffentlichem Druck kehrte sie
1976 als Angestellte zurück, wurde
jedoch nie verbeamtet.
Silvia Gingolds Akte beim Landes-

amt für Verfassungsschutz wächst
weiter und umfasst mittlerweile 131
Seiten. Davon bekam ihre Anwältin
Bernhild Schömel auf Antrag aller-
dings nur 29 Seiten ausgehändigt.
»Der Rest fehlt oder wurde ge-
schwärzt«, so die Juristin auf nd-An-
frage. Einen kompletten Aktenein-
blick verweigert das Amt mit dem
Hinweis auf »schutzwürdige Belange
Dritter« und »Quellenschutz«, der
»Rückschlüsse auf Beobachter« zu-
lasse und »eine Gefahr für Leib und
Leben von Personen« berge. Für Sil-
via Gingold ein beklemmender Hin-
weis darauf, dass sich in ihrem Um-
feld noch Undercover-Informanten
befinden könnten.
Als Belege für ihren vorgeblichen

»Linksextremismus« dienen etwa der
Auftritt bei einer Kundgebung zum40.

Jahrestag des Radikalenerlasses 2012
in Frankfurt am Main, das Engage-
ment im Kasseler Friedensforum, öf-
fentliche Lesungen mit autobiografi-
schen Texten ihres verstorbenen Va-
ters undAufrufe zuOstermärschender
Friedensbewegung. Beim Landesamt
lagert auch die Aufzeichnung einer
Marburger DGB-Veranstaltung 2014
über Berufsverbote und Verfassungs-
schutz, bei der neben Gingold der
heutige Thüringer Ministerpräsident

Bodo Ramelow und der Politikwis-
senschaftler Frank Deppe auftraten.
Vor allem stößt den Schlapphüten
Gingolds Engagement in der antifa-
schistischen Organisation VVN/BDA
auf, die nach geheimdienstlicher Les-
art »linksextremistisch beeinflusst« ist.
»Es ist skandalös, wenn meine VVN-
Aktivitäten herangezogen werden«, so
Gingold in einer Erklärung vor Ge-
richt. »Mein Vater war Antifaschist
und VVN-Mitbegründer in Hessen.«

»Wir beobachten extremistische
Organisationen. Wenn Frau Gingold
dort auftritt, wird sie bei uns regist-
riert«, rechtfertigte der als Antrags-
gegner vor Gericht erschienene Ver-
fassungsschutzvertreter das Vorge-
hen seines Hauses. Allerdings werde
sie »nicht gezielt als Person« und
»nicht mit nachrichtendienstlichen
Mitteln« beobachtet, tat er kund. Der-
artige Spitzfindigkeiten und das for-
malistisch begründete Urteil konnten
viele Prozessbeobachter nicht nach-
vollziehen. »Ein Fundstellenregister
ist eine Personalakte«, so der Hei-
delberger Realschullehrer Michael
Czaszkóczy, der jahrelang in Baden-
Württemberg gegen sein Berufsver-
bot gekämpft hatte. »Der Verfas-
sungsschutz ist Staat im Staate. Ent-
täuschend, dass ihm kein Riegel vor-
geschoben wurde«, so GEW-Landes-
chef Jochen Nagel. Es sei »bedauer-
lich, dass das Gericht die Bespitze-
lung durch den Inlandsgeheimdienst
nicht beanstandet, sondern den Fall
nach Kassel zurückverwiesen hat«,
meinte Hessens Linksfraktionschef
Willi van Ooyen. »Ausgerechnet die
Behörde, die beim rechten Terror des
NSU versagt hat, bespitzelt antifa-
schistisches Engagement.« Seine
Fraktion will jetzt im Landtag nach
dem Vorbild Niedersachsens die Ein-
richtung einer Kommission zur Auf-
arbeitung der Schicksale von Berufs-
verbotsopfern beantragen.

»Ausgerechnet die
Behörde, die beim
rechten Terror des NSU
versagt hat, bespitzelt
antifaschistisches
Engagement.«
Willi van Ooyen, LINKE

Klägerin Silvia Gingold wehrt sich gegen die Sammlung ihrer Daten durch den hessischen Verfassungsschutz. Foto: dpa/Arne Dedert

Rechte Hetze
in Bautzen
Video belegt »Sieg Heil«-Ruf
durch Handwerker

Bautzens Bürgermeister Alexan-
der Ahrens war in den vergange-
nen Monaten bemüht, den Ein-
druck zu zerstreuen, die sächsi-
sche Kreisstadt habe im Vergleich
mit anderen Kommunen kein be-
sonderes Problem mit Rechtsradi-
kalen. »Wir sind kein braunes
Nest«, betonte der Oberbürger-
meister 2016 im TV-Talk von An-
ne Will. Und dennoch ignoriert
Ahrens dabei, dass sich Nachrich-
ten über rechtsradikale Umtriebe
in seiner Stadt häufen.
Am Donnerstag kam eine wei-

tere Meldung dazu: Nach der Ver-
öffentlichung eines Handyvideos
durch die MDR-Sendung »Exakt«
ermittelt die Staatsanwaltschaft
Görlitz nun gegen einen Mann
wegen des Verwendens von Kenn-
zeichen verfassungswidriger Or-
ganisationen. Das Video stammt
nach Recherchen des Magazins
von einem Dachdecker, der die bei
einem Brand verursachten Schä-
den an einer geplanten Bautzner
Flüchtlingsunterkunft dokumen-
tierte. Die Aufnahmen zeigen ihn
beim Rundgang durch das frühe-
re Hotel, die er mit den Worten
»Kameraden, Sieg Heil! Gute Ar-
beit geleistet« kommentiert. Über
die verursachten Schäden in ei-
nem Zimmer sagte er schließlich:
»Hier, das können sie noch be-
wohnen, die Kanaken.« Sein Ar-
beitgeber, eine lokale Baufirma,
hat dem Mann nach Angaben des
MDR bereits entlassen.
Der sächsische Grünenpolitiker

Valentin Lippmann nannte das
rassistische Video einen weiteren
Beleg dafür, »wie tief offensicht-
lich dort bis in die Gesellschaft die
Verankerung von Menschen mit
solchem Gedankengut vorhanden
ist.« Auch Bautzens Polizei sieht
sich erneut mit dem Vorwurf kon-
frontiert, bei mutmaßlich rechten
Straftaten nicht gründlich genug
zu ermitteln.
»Exakt« recherchierte einen Fall

vom November 2016. Ein Ge-
flüchteter war damals in der In-
nenstadt von einem 29-Jährigen
mit einer Schreckschusswaffe be-
droht worden (»nd« berichtete).
Zwar ermittelten die Beamten den
Täter, vermerkten zu dem Angriff
im Polizeibericht aber lediglich:
»Polizeiliche Erkenntnisse zu po-
litisch motivierten Delikten in der
Vergangenheit bestehen nicht.«
An der Darstellung bestehen je-
doch erhebliche Zweifel. Wie der
MDR recherchierte, gehört der
Tatverdächtige sehr wahrschein-
lich doch zur lokalen Naziszene,
ist in den sozialen Netzwerken
auch mit mehreren Rechtsradika-
len vernetzt. Auch mit Äußerun-
gen hält er sich nicht zurück: So
verbreitete der Mann via Face-
book Beiträge mit rechtsradikalen
Inhalten, darunter das Foto von
zwei Wehrmachtssoldaten und
dem in Runenschrift verfassten
Kommentar »Wir bleiben deutsch«
sowie »kein Schritt zurück«. rdm
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Jutta Cordt zur neuen
BAMF-Präsidentin ernannt
Nürnberg. Das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge (BAMF)
hat eine neue Spitze. Bundesin-
nenminister Thomas de Maizière
(CDU) ernannte am Donnerstag
bei einem Festakt in Nürnberg Jut-
ta Cordt zur neuen Präsidentin der
Behörde. Die 53-jährige folgt auf
Frank-Jürgen Weise, der die Auf-
gabe parallel zu seiner Tätigkeit als
Vorsitzender der Bundesagentur
für Arbeit ausübte. Cordt ist be-
reits seit Oktober stellvertretende
BAMF-Chefin, offiziell wird sie ab
1. Februar die Behörde ab 1. Feb-
ruar leiten. Die designierte Präsi-
dentin kündigte am Donnerstag
an, bei begründeten Zweifeln an
der Identität von Flüchtlingen ab-
geschlossene Asylverfahren erneut
zu überprüfen. Sobald es Anhalts-
punkte auf sicherheitsrelevante
Aspekte gebe, »werden wir diese
Verfahren wieder aufnehmen«,
sagte Cordt. AFP/nd

Ditib entschuldigt sich
für Spitzel-Dienste
Düsseldorf. Deutschlands größter
Islamverband Ditib hat einge-
räumt, dass einige Imame Infor-
mationen über Anhänger des Pre-
digers Fethullah Gülen an die tür-
kische Regierung weitergegeben
haben. Die entsprechende schrift-
liche Anweisung des türkischen
Religionspräsidiums Diyanet sei
nicht an die Ditib gerichtet gewe-
sen, sagte Ditib-Generalsekretär
Bekir Alboga der »Rheinischen
Post«. Trotzdem seien dem einige
wenige Ditib-Imame fälschlicher-
weise gefolgt. »Wir bedauern die
Panne zutiefst und haben diesbe-
züglich auch mit Diyanet gespro-
chen«, sagte Alboga. Zuvor hatten
die regierungskritische türkische
Zeitung »Cumhuriyet« und »Die
Welt« berichtet, Ditib-Imame hät-
ten angebliche Anhänger des Pre-
digers Gülen in Deutschland be-
spitzelt. Das türkische Religions-
präsidium hatte demnach eine
entsprechende Aufforderung an
alle Auslandsvertretungen der
Türkei geschickt. Gülen gilt in der
Türkei als Staatsfeind. epd/nd

Staatsanwälte: Revision
nach Freispruch für Tim H.
Berlin. Fast sechs Jahre lang ist die
angebliche Tat her, die die Dresd-
ner Staatsanwaltschaft Tim H. vor-
wirft. Doch die sächsischen Be-
hörden lassen den mittlerweile 40-
jährigen Familienvater trotz eines
kürzlichen Freispruchs im dritten
Prozess immer noch nicht in Ru-
he. Sie legten Revision gegen das
Urteil von vergangener Woche ein,
wie das »nd« am Donnerstag er-
fuhr. Die Staatsanwaltschaft hatte
Tim H. vorgeworfen, bei Anti-Na-
zi-Protesten in Dresden am 19.
Februar 2011 eine Art Rädelsfüh-
rer bei gewalttätigen Übergriffen
auf Polizisten gewesen zu sein. Das
Gericht konnte jedoch nicht fest-
stellen, dass TimH. aufwiegelnd in
die Menge eingewirkt hat. nd
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Klage unzulässig, Spitzelei nicht
Berufsverbotsopfer Silvia Gingold wehrt sich trotz erneuter Niederlage vor Gericht weiter
Silvia Gingold ist Tochter antifa-
schistischer Widerstandskämpfer
und selbst Antifaschistin. Dafür er-
litt sie Ächtung und Benachteiligun-
gen; zudem wird sie bespitzelt. Vor
Gericht scheiterte sie nun erneut.

Von Hans-Gerd Öfinger, Wiesbaden

Auch nach über vier Jahrzehnten
kämpft die zeitweilig von einem Be-
rufsverbot betroffene ehemalige Kas-
seler Lehrerin Silvia Gingold mit lan-
gem Atem weiter gegen den Verfas-
sungsschutz für ihre volle Rehabili-
tierung. Dass sie dabei noch viele Un-
terstützer hat, zeigte am Donnerstag
eine lange Schlange von Prozessbe-
obachtern vor der Sicherheitsschleu-
se am Wiesbadener Justizzentrum.
Den meisten wurde der Zugang zum
recht kleinen Saal 1026 verwehrt, in
dem das Verwaltungsgericht Gin-
golds Antrag auf vollständige He-
rausgabe und Löschung ihrer Perso-
nalakte beim hessischen Landesamt
für Verfassungsschutz und die Been-
digung ihrer geheimdienstlichen Be-
obachtung behandelte. Nach einem
einstündigen Schlagabtausch wies
das Gericht die Klage aus formalen
Gründen als »unzulässig« ab und gab
den Fall zurück an das Kasseler Ver-
waltungsgericht, bei dem das Ver-
fahren begonnen hatte.
Die 70-jährige ehemalige Lehrerin

ist Tochter der antifaschistischen Wi-

derstandskämpfer Ettie und Peter
Gingold, die die NS-Diktatur knapp
überlebt hatten. Sie war in der BRD
der 1970er Jahre prominentes Opfer
des »Radikalenerlasses« geworden,
mit demMitglieder linkerGruppen als
vorgebliche »Verfassungsfeinde« vom
Staatsdienst ausgeschlossen wurden.
Zu ihrem »Sündenregister« gehörten
Demos gegen den Vietnamkrieg und
DDR-Reisen. 1975 wurde sie aus dem
hessischen Schuldienst entlassen.
Unter öffentlichem Druck kehrte sie
1976 als Angestellte zurück, wurde
jedoch nie verbeamtet.
Silvia Gingolds Akte beim Landes-

amt für Verfassungsschutz wächst
weiter und umfasst mittlerweile 131
Seiten. Davon bekam ihre Anwältin
Bernhild Schömel auf Antrag aller-
dings nur 29 Seiten ausgehändigt.
»Der Rest fehlt oder wurde ge-
schwärzt«, so die Juristin auf nd-An-
frage. Einen kompletten Aktenein-
blick verweigert das Amt mit dem
Hinweis auf »schutzwürdige Belange
Dritter« und »Quellenschutz«, der
»Rückschlüsse auf Beobachter« zu-
lasse und »eine Gefahr für Leib und
Leben von Personen« berge. Für Sil-
via Gingold ein beklemmender Hin-
weis darauf, dass sich in ihrem Um-
feld noch Undercover-Informanten
befinden könnten.
Als Belege für ihren vorgeblichen

»Linksextremismus« dienen etwa der
Auftritt bei einer Kundgebung zum40.

Jahrestag des Radikalenerlasses 2012
in Frankfurt am Main, das Engage-
ment im Kasseler Friedensforum, öf-
fentliche Lesungen mit autobiografi-
schen Texten ihres verstorbenen Va-
ters undAufrufe zuOstermärschender
Friedensbewegung. Beim Landesamt
lagert auch die Aufzeichnung einer
Marburger DGB-Veranstaltung 2014
über Berufsverbote und Verfassungs-
schutz, bei der neben Gingold der
heutige Thüringer Ministerpräsident

Bodo Ramelow und der Politikwis-
senschaftler Frank Deppe auftraten.
Vor allem stößt den Schlapphüten
Gingolds Engagement in der antifa-
schistischen Organisation VVN/BDA
auf, die nach geheimdienstlicher Les-
art »linksextremistisch beeinflusst« ist.
»Es ist skandalös, wenn meine VVN-
Aktivitäten herangezogen werden«, so
Gingold in einer Erklärung vor Ge-
richt. »Mein Vater war Antifaschist
und VVN-Mitbegründer in Hessen.«

»Wir beobachten extremistische
Organisationen. Wenn Frau Gingold
dort auftritt, wird sie bei uns regist-
riert«, rechtfertigte der als Antrags-
gegner vor Gericht erschienene Ver-
fassungsschutzvertreter das Vorge-
hen seines Hauses. Allerdings werde
sie »nicht gezielt als Person« und
»nicht mit nachrichtendienstlichen
Mitteln« beobachtet, tat er kund. Der-
artige Spitzfindigkeiten und das for-
malistisch begründete Urteil konnten
viele Prozessbeobachter nicht nach-
vollziehen. »Ein Fundstellenregister
ist eine Personalakte«, so der Hei-
delberger Realschullehrer Michael
Czaszkóczy, der jahrelang in Baden-
Württemberg gegen sein Berufsver-
bot gekämpft hatte. »Der Verfas-
sungsschutz ist Staat im Staate. Ent-
täuschend, dass ihm kein Riegel vor-
geschoben wurde«, so GEW-Landes-
chef Jochen Nagel. Es sei »bedauer-
lich, dass das Gericht die Bespitze-
lung durch den Inlandsgeheimdienst
nicht beanstandet, sondern den Fall
nach Kassel zurückverwiesen hat«,
meinte Hessens Linksfraktionschef
Willi van Ooyen. »Ausgerechnet die
Behörde, die beim rechten Terror des
NSU versagt hat, bespitzelt antifa-
schistisches Engagement.« Seine
Fraktion will jetzt im Landtag nach
dem Vorbild Niedersachsens die Ein-
richtung einer Kommission zur Auf-
arbeitung der Schicksale von Berufs-
verbotsopfern beantragen.

»Ausgerechnet die
Behörde, die beim
rechten Terror des NSU
versagt hat, bespitzelt
antifaschistisches
Engagement.«
Willi van Ooyen, LINKE

Klägerin Silvia Gingold wehrt sich gegen die Sammlung ihrer Daten durch den hessischen Verfassungsschutz. Foto: dpa/Arne Dedert

Rechte Hetze
in Bautzen
Video belegt »Sieg Heil«-Ruf
durch Handwerker

Bautzens Bürgermeister Alexan-
der Ahrens war in den vergange-
nen Monaten bemüht, den Ein-
druck zu zerstreuen, die sächsi-
sche Kreisstadt habe im Vergleich
mit anderen Kommunen kein be-
sonderes Problem mit Rechtsradi-
kalen. »Wir sind kein braunes
Nest«, betonte der Oberbürger-
meister 2016 im TV-Talk von An-
ne Will. Und dennoch ignoriert
Ahrens dabei, dass sich Nachrich-
ten über rechtsradikale Umtriebe
in seiner Stadt häufen.
Am Donnerstag kam eine wei-

tere Meldung dazu: Nach der Ver-
öffentlichung eines Handyvideos
durch die MDR-Sendung »Exakt«
ermittelt die Staatsanwaltschaft
Görlitz nun gegen einen Mann
wegen des Verwendens von Kenn-
zeichen verfassungswidriger Or-
ganisationen. Das Video stammt
nach Recherchen des Magazins
von einem Dachdecker, der die bei
einem Brand verursachten Schä-
den an einer geplanten Bautzner
Flüchtlingsunterkunft dokumen-
tierte. Die Aufnahmen zeigen ihn
beim Rundgang durch das frühe-
re Hotel, die er mit den Worten
»Kameraden, Sieg Heil! Gute Ar-
beit geleistet« kommentiert. Über
die verursachten Schäden in ei-
nem Zimmer sagte er schließlich:
»Hier, das können sie noch be-
wohnen, die Kanaken.« Sein Ar-
beitgeber, eine lokale Baufirma,
hat dem Mann nach Angaben des
MDR bereits entlassen.
Der sächsische Grünenpolitiker

Valentin Lippmann nannte das
rassistische Video einen weiteren
Beleg dafür, »wie tief offensicht-
lich dort bis in die Gesellschaft die
Verankerung von Menschen mit
solchem Gedankengut vorhanden
ist.« Auch Bautzens Polizei sieht
sich erneut mit dem Vorwurf kon-
frontiert, bei mutmaßlich rechten
Straftaten nicht gründlich genug
zu ermitteln.
»Exakt« recherchierte einen Fall

vom November 2016. Ein Ge-
flüchteter war damals in der In-
nenstadt von einem 29-Jährigen
mit einer Schreckschusswaffe be-
droht worden (»nd« berichtete).
Zwar ermittelten die Beamten den
Täter, vermerkten zu dem Angriff
im Polizeibericht aber lediglich:
»Polizeiliche Erkenntnisse zu po-
litisch motivierten Delikten in der
Vergangenheit bestehen nicht.«
An der Darstellung bestehen je-
doch erhebliche Zweifel. Wie der
MDR recherchierte, gehört der
Tatverdächtige sehr wahrschein-
lich doch zur lokalen Naziszene,
ist in den sozialen Netzwerken
auch mit mehreren Rechtsradika-
len vernetzt. Auch mit Äußerun-
gen hält er sich nicht zurück: So
verbreitete der Mann via Face-
book Beiträge mit rechtsradikalen
Inhalten, darunter das Foto von
zwei Wehrmachtssoldaten und
dem in Runenschrift verfassten
Kommentar »Wir bleiben deutsch«
sowie »kein Schritt zurück«. rdm


